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16.452 Parlamentarische Initiative Rösti. Ausbau der Wasserkraft zur Stromerzeugung 
und Stromspeicherung (Änderung Wasserrechtsgesetz) 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 1. November 2018 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur 
Parlamentarischen Initiative Rösti, Ausbau der Wasserkraft zur Stromerzeugung und Strom-
speicherung (Änderung Wasserrechtsgesetz), zukommen lassen. 
 
Die Standeskommission hat die Unterlagen geprüft und beschlossen, sich der Stellung-
nahme der Energiedirektoren-Konferenz anzuschliessen: 
 
Allgemeines 
 
Die Energiestrategie 2050 macht die Wasserkraft zum Rückgrat der schweizerischen Strom-
produktion. Zwischen 2025 und 2040 wird ein grosser Teil der Wasserkraftkonzessionen er-
neuert und damit der Grundstein für die künftige Versorgungssicherheit gelegt. Wir begrüssen 
deshalb im Grundsatz die Bestrebungen der UREK-N, Rechtssicherheit in Bezug auf die im 
Rahmen einer Neukonzessionierung erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) zu 
schaffen.  
 
Stellungnahme zu einzelnen Aspekten der Vorlage 
 
Art. 58a Abs. 5 WRG 
 
Mit der Ergänzung von Abs. 5 in Art. 58a WRG soll die in Bezug auf die Auslegung des Be-
griffs «Ausgangszustand» in Art. 10b Abs. 2 lit. a des Bundesgesetzes über den Umwelt-
schutz (USG) herrschende Unsicherheit geklärt werden. Als Ausgangszustand für die Festle-
gung von Massnahmen zugunsten von Natur und Landschaft soll der Zustand im Zeitpunkt 
der Gesuchseinreichung (Ist-Zustand) gelten. 
 
Die Standeskommission begrüsst diese Klärung. Wichtig ist die ergänzende Erläuterung im 
Bericht, wonach nur Ersatzmassnahmen erforderlich werden, wenn bauliche oder betriebli-
che Änderungen ausgleichspflichtige Auswirkungen nach sich ziehen. Eine Anknüpfung an 
einen früheren Zeitpunkt, insbesondere an den Zustand, der bestehen würde, wenn die 
frühere Konzession nie erteilt und die Anlage nie gebaut worden wäre, beurteilen wir als un-
verhältnismässig. Eine strengere Auslegung stünde insbesondere im Widerspruch zu den in 
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der Energiestrategie 2050 festgehaltenen Ausbauzielen für die Wasserkraft und dem natio-
nalen Interesse an der Nutzung von erneuerbaren Energien.  
 
Zur zusätzlichen Präzisierung wird angeregt, dass der «Zustand im Zeitpunkt der Gesuchs-
einreichung» in der Stellungnahme des Bundesrats ausdrücklich als Zustand der Anlage im 
Betriebszustand zum Zeitpunkt der Gesuchseinreichung, das heisst beispielsweise mit offe-
nen Fassungen, festgehalten wird. 
 
Die im vorgeschlagenen Gesetzestext gewählte Formulierung «Massnahmen zu Gunsten 
von Natur und Landschaft» ist zu Recht breit gewählt. Kritisch sehen wir deshalb die im Er-
läuternden Bericht enthaltenen Ausführungen, welche den Anwendungsbereich auf Mass-
nahmen gemäss Art. 18 Abs. 1ter des Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG) reduzieren. 
Zwar besteht gegenüber dem NHG der grösste Klärungsbedarf. Nicht klar wird jedoch, in 
welchem Verhältnis die neue Bestimmung zu anderen einschlägigen Schutzgesetzen steht. 
Es muss rechtlich eindeutig gewährleistet sein, dass im Rahmen eines UVP-Verfahrens die 
Präzisierung im WRG nicht durch die bestehenden Bestimmungen im USG, im Gewässer-
schutzgesetz (GSchG), im Fischereigesetz (BGF) oder im NHG übersteuert werden kann. 
Unsere diesbezüglichen Zweifel können durch den Bericht nicht ausgeräumt werden. 
 
Antrag 
 
Art. 58a Abs. 5 WRG stimmen wir grundsätzlich zu. In der Stellungnahme des Bundesrats 
sei eine Präzisierung zum Ist-Zustand als «Zustand der Anlage im Betriebszustand» anzu-
bringen. Weiter sei eine Verdeutlichung des Rechtsvorrangs im Rahmen eines UVP-Verfah-
rens (siehe auch nachfolgend zu Abs. 6) vorzunehmen. 
 
Art. 58a Abs. 6 WRG 
 
Eine Kommissionsminderheit schlägt zusätzlich zur Klärung in Abs. 5 die Ergänzung eines 
sechsten Absatzes vor, wonach die Verleihungsbehörde bei jeder Konzessionserneuerung 
Massnahmen zu Gunsten von Natur und Landschaft prüft. Solche Massnahmen sollen sich 
am Aufwertungspotenzial im Gebiet der Anlage orientieren und einvernehmlich festgelegt 
werden. Sollte kein Einvernehmen zustande kommen, ordnet die Verleihungsbehörde die 
Massnahmen an. Unabhängig davon, ob die Massnahmen einvernehmlich vereinbart oder 
verfügt wurden, kann mittels Beschwerde die Angemessenheit im Verhältnis zum Aufwer-
tungspotenzial gerichtlich überprüft werden. Auch beschwerdeberechtigte Umweltorganisati-
onen wären dazu berechtigt. 
 
Die Intention der Kommissionsminderheit, bei einer Konzessionserneuerung gleichzeitig 
auch Massnahmen zu Gunsten von Natur und Landschaft zu prüfen, begrüssen wir grund-
sätzlich. Die Konzessionserneuerung bietet die Möglichkeit, entsprechende Massnahmen 
gestützt auf einer Abwägung zwischen vernünftigen ökologischen Verbesserungen und wirt-
schaftlichem Nutzen durchzusetzen. Die Minderheit verlangt jedoch Aufwertungsmassnah-
men, die von einem zu bestimmenden Aufwertungspotenzial in einem nicht weiter bestimm-
ten Gebiet der Anlage abzuleiten wären. Die Auswirkungen der neuen Regelung sind damit 
nicht abschätzbar und lassen die Beurteilung der wirtschaftlichen Tragbarkeit aussen vor. 
Die unbestimmten Rechtsbegriffe machen es schwer, eine handhabbare Praxis zu entwi-
ckeln, was Tür und Tor für weitreichende Forderungen öffnet, die jeweils über langwierige 
Beschwerdeverfahren durchgesetzt werden können. Durch die in Abs. 6 vorgeschlagene Er-
gänzung wird die ursprüngliche Absicht der Pa. Iv. 16.452, nämlich Rechtssicherheit bezüg-
lich der Auslegung von Art. 10b Abs. 2 lit. a USG zu schaffen, nach unserem Dafürhalten 
konterkariert. 
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Wir erachten es als richtig, dass mit einer Konzessionserneuerung durchaus auch Massnah-
men zu Gunsten von Natur und Landschaft umgesetzt werden sollen. Diese sollen sich an 
den ökologischen Beeinträchtigungen orientieren, welche der künftige Betrieb mit sich bringt. 
Gemäss Art. 78 Abs. 1 BV sind die Kantone für den Natur- und Landschaftsschutz verant-
wortlich. Sie finanzieren Programme und Massnahmen, an denen sich der Bund teilweise 
anteilsmässig beteiligt. Eine ergänzende Bestimmung muss deshalb die Zuständigkeit und 
den Entscheidspielraum der Kantone beachten und der mit der Initiative geforderten Klarheit 
dienen können. Es macht Sinn, dass die Konzessionärin und Gesuchstellerin das Aufwer-
tungspotenzial vertieft nach Vorgaben der zuständigen Behörde untersucht, mögliche Mass-
nahmen und ihre Kosten aufzeigt und insgesamt geeignete Massnahmen vorschlägt. Die Be-
hörde wird anschliessend die Vorschläge prüfen und allenfalls auch ergänzende Massnah-
men dazu erlassen. Neue Beeinträchtigungen müssen dabei ausgeglichen werden. 
 
Antrag 
 
Art. 58a Abs. 6 WRG sei im Sinne der Erwägungen wie folgt neu zu formulieren:  
 
«Bei einer Konzessionserneuerung prüft die zuständige Behörde verhältnismässige ökologi-
sche Schutz-, Wiederherstellungs- und Ersatzmassnahmen und deren Kosten. Diese Mass-
nahmen haben die neuen Beeinträchtigungen auszugleichen. Die Verleihungsbehörde kann 
solche Massnahmen anordnen.» 
 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 
 
Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
Der Ratschreiber: 
 
 
Markus Dörig 

 

 

Zur Kenntnis an: 

 revision-wrg@bfe.admin.ch 

 Bau- und Umweltdepartement Appenzell I.Rh., Gaiserstrasse 8, 9050 Appenzell 

 Ständerat Ivo Bischofberger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg  

 Nationalrat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 


